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I. 

Bedeutung der Frage und Litteraturubersicht 

Der Eigenttimer einer dem Schuldner nicht gehörigen 
nnd somit zu Unrecht gepfändeten und imWege derZwatigs-, 
Vollstreckung für Rechnung des Gläubigers verkauften Sache 
ist häufig nicht in der Lage, von dem ihm regelmässig zu- 
stehenden Rechte der dinglichen Klage gegen den neuen Be- 
sitzer der Sache Gehrauch zu machen. Insbesondere in 
öffentlicher Versteigerung veräusserte Sachen pflegen, TaWs 
sie nicht von besonderem individuellen Wert sind, schnell 
im Strome des VeAehrs zu verschwinden; ihr Aufenthalt 
ist meist nicht mehr äu ermitteln und damit dem Eigefi- 
tümer die Geltendmachung seines dinglichen Rechts abgö- 
öchnitten. 

Das gleiche Resultat hat für Ihn der Untergang seiner 
Sache, der um so eher eintreten wird, wenn es sich um 
eine leicht vergängliche Sache, insbesondere um eine sokhe 
handelt, deren Zweck in alsbaldigem Verbrauch besteht odet 
doch ihre erhebliche, völligem Untergang gleichkommende 
Entwertung herbeiführt. 

Es kann ferner die Sache selbst zwar noch vorhan^deii 
sein, das Recht des Eigentümers aber bereits auf den Er- 
steigerer oder einen seiner Rechtsnachfolger übergcrgangen 
sein. Ausser den römisch-rechtlichen Arten des Eigentums- 
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Übergangs kommen hier für das gemeine Recht die Bestim- 
mungen der Art. 306 und 307 H. G. B. , die ohne Weiteres 
Inhaberpapiere und im Gewerbebetriebe eines Kaufmanns ver- 
äusserte Sachen in das Eigentum des gutgläubigen Erwer- 
bers übergehn lassen, in Betracht, während partikulare Ge- 
setze zum Teil viel weitergehn und die moderne Gesetzge- 
bung überhaupt das deutliche Bestreben zeigt, den Eigen- 
tumsübergang an beweglichen Sachen zu erleichtern^). 

Die Frage , ob es dem geschädigten Eigentümer ge- 
stattet ist, anstatt der dinglichen Klage eine persönliche 
Ersatzklage gegen den mit dem Erlös seiner Sache befrie- - 
digten Gläubiger zu richten, ist demnach für ihn von nicht 
zu unterschätzender Bedeututig. Denn dass häufig, — wenn 
auch durchaus nicht immer, wie meist fälschlich angenom- 
men wird, — der Schuldner haftbar zu machen ist, ist na- 
turgemäss wegen seiner bereits zu Tage getretenen Insol- 
venz in der Regel ohne Wert für den Eigentümer, und die 
Haftpflicht eines früheren Besitzer^ der Sache wird auch 
nicht immer zu konstruieren sein. 

unbestritten ist auch, dass der Gläubiger dann Ersatz 
zu leisten hat, wenn er oder der ihn vertretende Gerichts- 
vollzieher dolos gehandelt, d.h. die Pfändung und den Ver- 
kauf der Sache vorgenommen hat, obwohl ihm bekannt war, 
dass die Sache dem Schuldner nicht gehöre. 

Die folgende Darstellung soll sich daher auf die strei- 
tige Frage beschränken, ob dem wirklichen Eigentümer der 
Pfandsache auch dann ein Ersatzanspruch gegen den Gläu- 
biger zusteht, wenn sowohl dieser wie der für ihn han- 
delnde Vollstreckungsbeamte sich in gutem Glauben befunden 
haben. 



1) Eine üebersicht über die eiDschlägigen modernen Gesetze giebt 
Jacobi in der Festgabe für Gneist, S. 144. 



Digitized by 



Google 



Das Reichsgericht hat die Existenz eines solchen An- 
spruches, im Gegensatz zu früheren Entscheidungen höchster 
Gerichte, die eine Condictio sine causa gegen den Gläu* 
biger wenigstens im Falle der Unmöglichkeit der dinglichen 
Klage gewährten ') , in einem Urteil vom 6. Februar 1885 
entschieden verneint^), ist damit aber auf den lebhaftesten 
Widerspruch gestossen, so dass sich seither bereits eine 
•ziemlich umfangreiche Speziallitteratur über die Frage ge- 
bildet hat. 

Das Reichsgericht stellt zunächst einen Vergleich mit 
der Zahlung mit fremden Gelde an und schliesst aus der 
seiner Ansicht nach vorhandenen Gleichheit der rechtlichen 
Verhältnisse, dass ebenso wie bei dieser dem früheren Ei- 
gentümer des Geldes, so hier dem Eigentümer der Pfand- 
sache eine Condictio nicht zustehe. Als Begründung hierfür 
wird geltend gemacht, dass der Gläubiger für das, was aus 
dem Vermögen des früheren Eigentümers in das seine ge- 
flossen sei, seine Forderung an den Schuldner verloren habe 
und demnach nicht bereichert sei. Die actio negotiorum 
gestorum, die von den citierten älteren Entscheidungen her- 
angezogen wird, hält das Reichsgericht ebenfalls für unzu- 
lässig, da nach römischem Recht diese Klage ausgeschlossen 
sei gegen denjenigen, welcher in dem guten Glauben, ein 
eigenes Geschäft zu führen, gehandelt habe. 

Dieser Entscheidung gegenüber kehren Frantz^ und 
Landsberger*) wieder zu der älteren Ansicht, der Zulässig- 
keit der Condictio sine causa zurück; Landsberger weist 



1) SeafP. Arob. Bd. 35, 294; Bd. 37, 355. 

2) E. R. G. Bd. 13, 1|2. 

3) Frantz, AbbaudluDgen zur Lebre von der Executionsinteiven- 
tion, Mann beim 1889. 

4) Landsberger, die Sachen Dritter und ibr Scbutz gegen un- 
rechtmässige Mobil iarpf and Yollstreckung, Qöttinger Dissertation 1892. 
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gegenüber dem Reichsgericht darauf hin , dass die Forde- 
rung des Gläubigers nach Durchführung der Klage gegen 
ihn wieder auflebe und der demnach nur scheinbare Verlust 
der Forderung nicht in Betracht zu ziehen sei. 

Koffka ^) hält für das Gebiet des preussischen Land- 
rechts die Versionsklage dieses Rechts für anwendbar; in- 
dem er bemerkt, dass die Klage in dieser dem gemeinen 
Recht fremden Ausdehnung eigentlich mit der gemeinrecht- 
lichen Condictio sine causa identisch sei, nimmt er indirekt 
die Zulässigkeit der letzteren in Anspruch. Zugleich lässt 
er deutlich durchblicken, dass er die Reichsgerichtsentschei- 
dung für der Billigkeit widersprechend halte. Bemerkens- 
wert ist aber, dass Kofifka eine Bereicherung des Gläubigers 
nur in so weit annimmt, als von dem Schuldner kein Ersatz 
zu erlangen ist, und demgemäss verlangt, dass der Eigen* 
tümer zunächst diesen , und dann erst auf den etwaigen 
Ausfall den Gläubiger belangt. 

Während die^ drei genannten Schriftsteller ihre Ent- 
scheidung für Vertrags- und Pfändungspfandrecht gleich- 
massig gelten lassen, kommt Jacobi ^) zu dem Resultat, dass 
zwar beim Vertragspfand der Wille des Schuldners und der 
mit diesem abgeschlossene Vertrag einen ausreichenden 
Grund für die Bereicherung des Gläubigers abgebe, dass 
aber beim Pfändungspfand, wo der eigne Wille des Gläubi- 
gers den Vermögensübergang bewirke, eine derai:jtige iusta 
causa fehle und deshalb eine Condictio statthaft sei; 

Voss*) findet diesen dem Vertrag mit dem Schuldner 
gleichzustellenden Grund für das dauernde Behalten des 
Erlöses beim Pfändungspfandrecht in dem Umstand, dass 



. I l) Im Magazin f. d. deutoche Recht. Bd. 8, 161. 
-2) In der Festgabe für Gneist 1888 S. 187 ff. 
3) Im Archiv f. d. civ. Praxis Bd. 79» 295. 
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der Eigentümer von dem Rechte des Widerspruchs gegen 
die Zwangsvollstreckung nicht rechtzeitig, d.h. vor dem 
Verkauf der Sache Gebrauch gemacht hat. Seine Auffas- 
sung beruht im Wesentlichen auf der von ihm bereits in 
früheren Abhandlungen verfochtenen Ansicht über die recht- 
liche Natur der Widerspruchsklage als einer eigenartigen 
von der Civilprocessordnung geschaffenen Klage, deren We- 
sen in dem Widerspruch gegen die Zwangsvollstreckung be- 
stehen soll. 

Staub ^) sucht zu beweisen, dass durch den Pfändungs- 
akt ^ auch wenn die Pfandsache dem Schuldner nicht ge- 
hört, ein vollgültiges Pfandrecht begründet wird, das nur, 
so lange die Zwangsvollstreckung noch nicht beendet ist, 
mit der durch § 690 C. P. 0. modificierten Eigenturasklage 
angefochten werden kann, dessen Folgen aber nach seiner 
Durchführung nicht mehr zu beseitigen sind. 

Eine selbständige, wenn auch nur in wenigen Worten 
zusammengefasste Stellungnahme zu ulferer Frage findet 
sich schliesslich noch bei Förster - Eccius ^) , '^ wo auf Grund 
des § 720 C. P. 0. , nach welchem die Empfangnahme des 
Erlöses durch den Gerichtsvollzieher als Zahlung von Seiten 
des Schuldners gilt, das Vorhandensein eines Anspruchs ver- 
neint wird. 

In der soeben dargestellten Litteratur unsrer Frage 
lassen s^h deutlich zwei entgegengesetzte Strömungen ver- 
folgen: die eine hält eine Klage gegen den Gläubiger für 
dringend nötig und sucht sie zum Teil wenigstens für par- 
tikulare Rechtsgebiete zu konstruieren, um eine Collision 
mit dem Reichsgericht zu vermeiden , während die andre 
das Resultat des Reichsgerichts billigt, dasselbe aber, teils 



1) Juristische Wochenschrift Bd. 23 u. 24 S. 201 ff. 

2) Theorie und Praxis B. 2, 439. 
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wegen der Unzulänglichkeit seiner Begründung, teils, um 
auch den partikularen Klagen die Spitze zu bieten, aus der 
Civilprocessordnung zu begründen sucht. Am schärfsten 
tritt dieser Gegensatz vielleicht bei KoflFka auf der einen 
und Förster-Eccius auf der andern Seite, die beide zunächst 
das Gebiet des preussischen Landrechts im Auge haben, zu 
Tage. 

Ein derartiges Schwanken des Rechtsgefühls lässt da- 
rauf schliessen, dass beide Entscheidungen, — sowohl die 
Gewährung einer Klage in dem dort verlangten Umfang, 
wie die absolute Verweigerung einer solchen , — bedenk- 
liche Härten in sich bergen. 

Das völlige Absprechen einer Haftpflicht des Gläubi- 
gers würde diesem eine in bedenklicher Weise bevorzugte 
Lage geben, die zu einer leichtfertigen Handhabung des 
Pfändungsrechtes führen könnte, während die unterschieds- 
lose Gewährung der Condictio keine Rücksicht darauf nimmt, 
dass das bei der Frage nach der Ersatzpflicht des Gläubi- 
gers zu Grunde zu legende Verhältnis des Schuldners zu 
der fremden Sache ein sehr verschiedenartiges sein kann, 
und dass es im höchsten Maasse unbillig ist, den Gläubiger, 
der eine von dem Schuldner beinahe ersessene Sache zu 
seiner Befriedigung verwendet hat, ebenso lange zur Her- 
ausgabe des Erlöses zu verpflichten, wie den, der eine ge- 
stohlene oder rein zufällig und vorübergehend im Gewahr- 
sam des Schuldners befindliche Sache hat pfänden lassen, 
welche nicht einmal der Schuldner selbst als einen Bestand- 
teil seihes Vermögens angesehen hat. 

Es soll im Folgenden versucht werden, die Irrigkeit 
der bisherigen Ansichten nachzuweisen und auf Grund des 
gemeinen Rechts eine Klage zu konstruieren, die diesen An- 
forderungen der Billigkeit besser gerecht wird. 
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IL 
Die einschlägigen Beetimmungen der Civilproceseordnung. 

Die Civilprocessordnung beschäftigt sich nicht direkt 
mit der vorliegenden Frage; ein Beweis für die Existenz 
einer Klage ist demnach aus ihr nicht zu entnehmen. Wohl 
aber haben verschiedene ihrer Bestimmungen eine Ausle- 
gung gefunden, aus der sich indirekt eine verneinende Ent- 
scheidung ergeben soll. In so weit ist also ein Eingehen 
auf streitige Probleme des Pfändungspfandrechts unabweis- 
lich. 

1. Nach der Civilprocessordnung erfolgt die Zwangs- 
vollstreckung in das bewegliche Vermögen durch Pfändung 
(§ 708) und zwar erwirbt der Gläubiger durch diese Pfän- 
dung ein Pfandrecht an dem gepfändeten Gegenstand (§ 709). 

Weder hier noch im § 712, der nähere Bestimmungen 
über die Pfändung der im Gewahrsam des Schuldners be- 
findlichen körperlichen Sachen trifft, findet sich eine aus- 
drückliche Beschränkung der Pfändung auf das bewegliche 
Vermögen des Schuldners. Ebenso vergeblich sucht 
man nach einer Bestimmung über die Wirkung der Pfän- 
dung einer fremden Sache. 

Man hat hieraus den Schluss gezogen, dass das Gesetz 
eine derartige Beschränkung überhaupt nicht beabsichtigt 
habe und vielmehr der Pfändung auch die dem Schuldner 
nicht gehörigen Gegenstände in seinem Gewahrsam habe 
unterwerfen wollen, eine Lehre, derBunsen') mit folgenden 



l) Die Lehre von der Zwangsvollstreckung S. 32 ff. Gegen diese 
Auffassung wenden sich: Frommhold, die Widersprucbsklage in der 
Zwangsvollstreckung, S. 212; Riehl, über die materiell rechtlichen 
Voraussetzungen des Pfandnngspfandrechts; gegen Staub (s.o. S. 9) 
spedell Jacobi in dem letzten Abschnitt seiner Abhandlung. 
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Worten besonders prägnanten Ausdruck verleiht: ^Der 
Pfändung unterliegt das ganze bewegliche Vermögen, so 
weit es der Schuldner inne hat; ob dem Schuldner daran 
Eigentumsrechte, dingliche Nutzungsrechte, Faustpfand- und 
Gebrauchsrechte, Besitzrechte, Inhaberrechte oder lediglich 
Detention zusteht; ist für den Akt der Pfändung ebenso 
gleichgültig, wie für die Frage nach der Entstehung des 
Pfändungspfandrechts." Es soll also nicht etwa nur das 
Recht des Schuldners an der Sache, sondern diese selbst 
von der Zwangsvollstreckung ergriffen und dem Gläubiger 
das Recht verliehen werden, alles, was er im Gewahrsam des 
Schuldners findet, zu pfänden und auf Grund seines Pfand- 
rechts zu verkaufen. 

Ein Ersatzanspruch gegen den Gläubiger Hesse sich 
dann höchstens, wenn er dolos gehandelt hat, konstruieren ; 
denn die dolose Aneignung eines Rechts kann nicht von der 
Pflicht befreien, den durch die Realisierung dieses Rechtes 
entstehenden Schaden zu ersetzen. 

Jede Klage des Eigentümers gegen den gutgläubigen 
Vollstreckungssucher wäre aber selbstverständlich von vorn- 
herein ausgeschlossen; denn dieser hätte auf völlig legale 
Weise seine Befriedigung gefunden und nur ein ihm zuste- 
hendes Recht ausgenutzt. 

Diese Auffassung des Pfändungspfandrechts würde, wie 
bemerkt, einer bedenklichen Leichtfertigkeit im Vorgehen 
des pfändenden Gläubigers entgegenkommen. 

Sie steht aber, — abgesehn davon, dass bei einer un- 
befangenen Würdigung des betreffenden Abschnittes der Pro- 
cesso^^nung ohne Weiteres ersichtlich ist, dass nur von dem 
Vermögen des Schuldners die Rede ist und es der Praxis 
überlassen bleiben soll, sich mit den unvermeidlichen Ueber- 
schreitungen dieser Grenzen abzufinden — in völligem Wi- 
derspruch mit unsrer ganzen Rechtsauffassung. Die Pfän- 
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du&g einer fremden Sache ist objektiv zweifellos ein Un- 
recht, ein Akt, welcher unberechtigt in fremde Vermögens- 
rechte eingreift. Es widerstrebt der Aufgabe des Gesetz- 
gebers, dieses Unrecht zu einem Becht der Gläubigers zu 
stempeln. 

Principiell kann er vielmehr nur die Pfändung der dem 
Schuldner gehörigen Sachen gilt heissen. Freilich ist er 
nicht in der Lage, jede Pfändung einer fremden Sache zu 
verhindern und die Eigenart der Zwangsvollstreckung bringt 
es sogar mit sich, dass derartige widerrechtliche Pfändungen 
nicht zu den Seltenheiten gehören. Denn falls nicht die 
äussere Gestalt der Sache — z. B. der Einband des aus 
e^iner Leihbibliothek stammenden Buches — ohne Weiteres 
erkennen lässt, dass der Schuldner nicht Eigentümer sein 
kann, ist der pfändende Gerichtsvollzieher meist nicht in 
der Lage, sich sofort sichere Kenntnis von den Eigentums- 
verhältnissen an den im Gewahrsam des Schuldners befind- 
lichen Sachen zu verschaffen , da die Angaben des Schuld- 
ners selbst naturgemäss unzuverlässig sind. Er wird dem- 
nach von der Mutmassung ausgehn, dass diese Sachen dem 
Schuldner wirklich gehören. 

Hat er aber aus irgend einem Grunde Kenntnis davon, 
dass eine Sache nicht im Eigentum des Schuldners steht, 
so hat er nicht, wieBunsen meint, trotzdem das Recht und 
die Pflicht zu pfänden , sondern die Pflicht , die Pfändung 
zu unterlassen, widrigenfalls er unter Umständen mit den 
Strafgesetzen in Conflikt kommen könnte und jedenfalls nicht 
nur der Gläubiger, sondern auch er selbst für den entste- 
henden Sehaden civilrephtlich zu haften hätte. 

Ist jedoch einmal, sei es mit oder ohne dolus auf Seiten 
der pfändenden Pailei, eine fremde Sache gepfändet worden, 
also durch die Besitznahme seitens des Gerichtsvollziehers 
oder die Anlegung von Siegeln als Pfandobjekt kenntlich 
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gemacht, so ist diese Pfändung äusserlich von einer recht- 
mässigen gar nicht zu unterscheiden und es spielen sich 
daher auch dieselben äusseren Vorgänge wie bei dieser ab, 
falls nicht von dem Drittberechtigten hemmend in den Gang 
der Zwangsvollstreckung eingegriffen wird. 

Der VoUstreckungssucher gilt also nach aussen hin als 
pfandberechtigt und wird gegen eigenmächtige Angriffe auf 
seine selbst von dem Eigentümer zu respectierende Stellung 
durch ätrafrechtlicbe Bestimmungen geschützt; vor allem 
aber ist er durch die Pfändung in den Stand gesetzt, die 
Sache an Stelle des Schuldners zu veräussern, wie dieser 
vorher zur freiwilligen Vornahme dieses Rechtsgeschäfts als 
Besitzer im Stande gewesen wäre, und zwar mit derselben 
Wirkung, die diese freiwillige Veräusserung durch den be- 
sitzenden Schuldner gehabt hätte, dessen Recht an der 
Sache auf den Käufer übergeht. 

Wäre das Recht des Schuldners an der Sache Eigen- 
tum, so würde aus jenen in erster Linie rein thatsächlichen 
Vorgängen ein wirkliches Pfandrecht des Gläubigers ent- 
stehen ; hier aber, wo der Schuldner nur Besitzer ist, spielen 
sich blos diese thatsächlichen Ereignisse ab und es ist nach 
allgemeinen Grundsätzen zu beurteilen, welche rechtlichen 
Veränderungen sich im Laufe der Zeit aus den faktischen 
ergeben und an die Besitzesübertragung knüpfen. Nicht ein 
Pfandrecht, sondern nur der Schein eines solchen, ein Etwas, 
das man am besten als Pfandrechts besitz bezeichnen 
könnte , ist durch die Pfändung der fremden Sache ent- 
standen. 

Ebensowenig, wie der Rechtsschutz des gewöhnlichen 
Sachbesitzes die Anerkennung eines hinter ihm stehenden 
dinglichen Rechts notwendig zur Voraussetzung hat, lässt 
sich aus. dieser Stellung des Gläubigers als rechtlich ge- 
schützten Pfandrechtsbesitzers ohne Weiteres darauf schlies- 
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sen, dass diesem RecMsbesitz notwendig ein dingliches Recht, 
ein Pfandrecht, entsprechen müsse. 

Da somit der Gläubiger sich bei dem Verkauf der frem- 
den Sache nicht in der Ausübung eines ihm zustehenden 
Pfandrechts befand, so liegt auch in' der rechtlichen Natur 
des Pfändungspfandrechts kein Grund vor, deren Eigentümer 
eine Ersatzklage zu versagen. 

2. So lange der Gläubiger von der ihm infolge des 
Pfändungsaktes zustehenden Verkaufsbefugnis noch nicht 
Gebrauch gemacht hat, kann ihm diese Befugnis von einem 
besser Berechtigten wieder entrissen werden. Hierüber be- 
stimmt § 690 C. P. 0.: ein Dritter, welcher behauptet, dass 
ihm an dem Gegenstand der Zwangsvollstreckung ein die 
Veräusserung hinderndes Recht zustehe, hat seinen Wider- 
spruch im Wege der Klage bei demjenigen Gericht geltend 
zu machen, in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckung er- 
folgt; Gläubiger und Schuldner sind dann, falls die Klage 
gegen beide sich richtet, als Streitgenossen anzusehn. 

Die sog. Widerspruchsklage des § 690 wird von ver- 
schiedenen Seiten als eine besondere Schöpfung der Civil- 
processordnung , als eine Klage, deren Wesen und Zweck 
eben in dem Widerspruch gegen die unrechtmässige Zwangs- 
vollstreckung bestehe, angesehn^). Insbesondere wird Voss' 
durch diese Ansicht zu der Verweigerung einer Klage des 
Eigentümers gegen den Gläubiger gebracht. Es wird also 
das Wesen der Widerspruchsklage zu untersuchen sein, um 
ihren Einfluss auf die Möglichkeit einer solchen Klage er- 
kennen zu können. 



1) Vgl. ausser der S. 8 cit. Abhandlung von Voss noch: Archiv 
Bd. 76 S. 284 flF.; ferner Bunsen a.a.O. S. 63. Eine ausführliche Dar- 
stellung und Kritik der umfangreichen Litteratur giebt Frommhold» 
die Widerspruchsklage in der Zwangsvollstreckung S. 177 ff. 
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Selbstverständlich bleibt auch bei der Voss'schen Auf- 
fassung die Frage nach dem materiellen Recht, welche» 
zum Widerspruch berechtigt, eine offene; dieses materielle 
oder — mit den Gesetzesworten gesprochen — die Ver- 
äusserung hindernde Recht an der Sache würde aber für 
sich allein nicht im Stande sein, eine Klage gegen den 
Gläubiger zu begründen und zu einer blossen Voraussetzung 
der Klage herabsinken, während ihre eigentliche Causa in 
den Bestimmungen des § 690 liegen soll. 

Irriger Weise wird meist ausschliesslich dem Eigentum 
die Fähigkeit zuerkannt, die Widerspruchsklage zu begrün- 
den, wesentlich deshalb, weil § 690 von einem Recht an 
der Sache spricht.;^ ich glaube nicht, dass diesem einzigen 
Wörtchen eine so weitgehende Bedeutung beizumessen ist 

Unter einem die Veräusserung hinderndem Recht an 
einer Sache ist vielmehr, wenn vorläufig von der Veräusse- 
rung im Wege der Zwangsvollstreckung abgesehen wird, 
schlechtweg jedes persönliche oder dingliche Recht zu ver- 
stehen, welches im Stande ist, dem derzeitigen Inhaber die 
Sache zu entreissen und somit bei rechtzeitiger Durchfüh- 
rung eine etwa von diesem geplante Veräusserung zu ver-p 
hindern. Nun unterscheidet sich die Veräusserung im Zwangs- 
vollstreckungswege von der gewöhnlichen vor allem dadurch, 
dass das zu veräussernde Recht und der veräussernde Wille 
nicht mehr in einer Person vereinigt sind. Die Klage des 
widersprechenden Dritten muss sich also, falls sie erfolgreich 
sein soll, gegen den Gläubiger mit richten» dessen Wille 
die Veräusserung betreibt und durch ein nur gegen den 
Schuldner erwirktes Urteil gar nicht beeinflusst würde. 

Wenn es den § 690 C. P. 0. nicht gäbe , so würde der 
Gläubiger nur bei einer dinglichen Klage ohne weiteres als | 

Beklagter legitimiert sein ; denn diese allein ist unabhängig 
von der Person des Schuldners. Vor allen würden natürlich 
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17 
die Eigentumsidagen in Betracht kommen; denn der Gläu- 

r 

biger greift störend in die Rechte des Eigentümers ein, sei 
es, dass er eine bereits von dem Schuldner begonnene Ei- 
genturasvorenthaltung fortsetzt, oder ^ass er erst durch die 
Pfändung das von dem Eigentümer gebilligte Rechtsverhält- 
nis der Sache zum Schuldner stört. Da die. Processordnung 
(§ 710) Pfandrechten, so weit der Berechtigte nicht im Be- 
sitz der Pfandsache ist, die Kraft, im Wege des Wider- 
spruchs gegen die Pfändung durchzudringen, ausdrücklich 
versagt, andererseits aber nur die Pfändung der im Gewahr- 
sam des Schuldners befindlichen Sachen in Frage kommen 
kann (§ 712) , so ist von den Pfandrechten nur noch das 
Retentionsrecht des Vermieters , das diese beiden Bedin- 
gungen in sich vereinigt, falls der Gerichtsvollzieher die 
Pfandsache noch in der Wohnung des Schuldners gelassen 
hat, als zur Widerspruchsklage berechtigend anzusehn; 
einer besonderen Verleihung dieses Rechtes bedurfte es 
nicht. Selbst wenn von der Theorie der Entstehung eines 
wirklichen Pfandrechts durch den Pfändungsakt ausgegangen 
wird, würde dieses schon vor der Pfändung bestehende 
Pfandrecht ohne die Bestimmung des § 690 zum Widerspruch 
berechtigen, woraus sich schon an und für sich die Unrich- 
tigkeit oder vielmehr Lückenhaftigkeit der Theorie von 
Bunsen und Voss ergiebt. 

Denn richtig ist sie allerdings, so weit es sich nicht 
. um die dinglichen, sondern um die übrigen Rechte handelt, 
welche nach dem oben Gesagten die Veräusserung hin- 
dern ; hier fehlt es — ohne § 690 C. P. 0. — an jeglicher 
Passivlegitimation für den Gläubiger und, obwohl gerade 
bei dieser Art der Veräusserung infolge der Länge der Zeit, 
die sie in Anspruch nimmt, ein Einspruch sich sehr wohl 
geltend machen liesse, würde der Widerspruch des Dritten 
machtlos sein. Nun hat aber § 690 diesen Rechten, so weit 
\ 2 
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es sich, mit der Natur des YoUstreckungsrechtes des Glftn«» 
bige^rs verträgt, die Kraft zum Widerspruch verliehen. 

So weit der Schuldner Eigentümer der Sache ist, ist 
— mit Ausnahme der Klage des sein Retentionsrecht aus- 
übenden Vermieters ~ jede Widerspruchsklage ausgeschlos- 
sen, weil der Gläubiger ein Becht auf Befriedigung aus der 
Sache des Schuldners hat und dieses Hecht — eben von 
jener Ausnahme abgesehen — eher als irgend ein anderer, 
der sonst noch Ansprüche auf die Sache hätte erheben kön- 
nen, realisiert hat. 

So weit aber eine Sache dem Schuldner nicht gehört, 
bat der Gläubiger keinen Anspruch, aus ihrem Erlös be- 
friedigt zu werden, und jeder, der ein dem Schuldner über^ 
legenes Recht an der Sache hat, welches die Veräusserung 
zu verhindern d. h. ihm die Sache zu entziehen im Stande 
ist, kanu der Pfändung widersprechen, alsa z.B. der über- 
legene Besitzer und vor allem der, welcher dem Schuldner 
die Sache zeitweilig unter Verpflichtung zur Rückgabe über- 
leben hat, wie der Deponent, Commodant u. s. w., und zwar 
auch dann, wenn diese nicht gleichzeitig Eigentümer der 
Sache sind^). 

Es werden also Rechte sehr verschiedener Art von der 
Widerspruchsklage umfasst: einige, die in sich selbst die 
Kraft des Widerspruchs tragen und somit durch § 690 C. P. 0. 
nur zweckmässig modificiert werden, und andre, denen diese 
Kraft durch ihn erst verliehen worden ist. 

Die Letzteren können naturgemäss nach hinweggefallener 
Möglichkeit des Widerspruchs höchstens noch durch persön- 



1) Es wäre z. 6. sehr bedenklich, wenn der Deponent einer frem- 
den Sache, der vielleicht den verreisten Eigentümer nicht rechtzeitig 
benachrichtigen kann , ruhig znaehn mfisste , wie dem Depositar die 
S»che abgepfl&adet wird. 



Digitized by 



Google 



liöhe Ersatzklagen gegen den Schuldner geltend gemacht 
werden, niemals aber einen Anspruch gegen den Gläubiger'^ 
begründen ; denn das Recht des Dritten ihm gegenüber be- 
stand hier allein in der Befugnis, di^ünterlassung der Ver- 
ättsserung zu fordern, und , wenn der Dritte hiervon keinen 
Gebrauch gemacht hat, so war im Verhältnis zu ihm die 
Ver&uflserung eine rechtmassige. 

Von den Ersteren erlischt das Retentionsrecht des Ver- 
mieters mit dem Augenblick, wo dieser das Wegbringen der 
Sacfa« aus der schuldnerischen Wohnung geduldet hat, also 
möglicher Weise schon vor dem Verkauf der Pfandsache. 
Die Eigentumsklage aber richtet sich nunmehr, falls nicht 
thatsächliche oder rechtliche Hindernisse ihr im Wege stehn, 
gegen den Ersteigerer oder dessen Nachmftnner. 

Wahrend in allen übrigen Fällen durch die Nichtan- 
strengung der Widerspruchsklage das Widerspruchsrecht 
des Dritten, eben weil es erst besonders geschaffen werden, 
resp. seiner Natur nach mit dem Aufenthalt der Sache in 
der schuldnerischen Wohnung sein Ende finden musste, durch 
den Ffandverkauf präkludiert wird, ist das Recht des Ei- 
gentümers nicht an diese Schranken gebunden; auch jetzt 
kann er regelmässig das Resultat der Veräusserung noch 
anfechten ; denn diese bleibt , auch wenn er sich nicht 
mit der Widerspruchsklage gegen sie gewehrt hat, objektiv 
ein gegen ihn begangenes Unrecht. Es kann also in dem 
ungestörten Fortgang der Zwangsvollstreckung auch niemals ^ 
ein Grund gefunden werden, ihm eine Ersatzklage gegen 
den Gläubiger zu verweigern und diesem den Erlös der 
Sache dauernd zu belassen. 

3. Ist die einem Dritten gehörige Pfandsache unge- 
hindert verkauft worden, so hat der Gläubiger von dem 
Käufer als Entgelt die Kaufsumme erhalten. Und zwar be- 
stimmt § 720 C.P. 0., dass abgesehn von einer bestimmten 

2* 
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Ausnahme die Empfangnahme des Erlöses durch den Gerichts- 
vollzieher als Zahlung seitens des Schuldners gilt. 

Das Gesetz hat, wie die Motive bestätigen , hiermit je- 
den Zweifel darüber beseitigen wollen, dass der Gerichts- 
vollzieher als Stellvertreter des Gläubigers zu betrachten 
ist und dieser demnach mit der Tradition an den Gerichts- 
vollzieher Eigentum an dem Gelde erwirbt sowie die Ge- 
fahr des Untergangs trägt. 

Förster -Eccius folgern jedoch aus dieser Bestimmung 
weiter, dass von diesem Augenblick an eine jede Inanspruch- 
nahme des Gläubigers dauernd ausgeschlossen sei; sie ge- 
hen hierbei augenscheinlich von dem Gedanken aus, dass 
eine Geldschuld, für die einmal Zahlung geleistet ist, de- 
finitiv untergegangen sei und es unzulässig sein würde, den 
Gläubiger der Zahlung zu berauben, während er seinen An- 
spruch für immer verloren habe. Ob sie auch einen Anspruch 
gegen den dolosen Gläubiger verweigern oder diesen ohne 
Wiedererstehung seiner Forderung zur Herausgabe des Er- 
löses zwingen wollen, ist nicht ersichtlich; jedenfalls wäre 
die eine Eventualität so bedenklich wie die andre. 

Ihre Auffassung des Zahlungsbegriffes ist aber nicht 
richtig; selbst wenn der Schuldner und der Zahlende iden- 
tisch sind, ist die durch die Zahlung eingetretene Tilgungs- 
wirkung nicht notwendig eine definitive. Die Konkursord- 
nung und das Anfechtungsgesetz z.B. ermöglichen es, dass 
Zahlungen, die für eine wirklich bestehende Schuld geleistet 
sind und diese auch wirklich getilgt haben , wieder rück- 
gängig gemacht werden können, so dass der Gläubiger das 
Erhaltene herauszugeben hat und — möglicherweise als 
Konkursgläubiger — seine alte Forderung nochmals geltend 
machen kann. Ebenso wenig würde einer bedingten Zah- 
lung etwas im Wege stehen, also der Abmachung, dass unter 
gewissen Umständen der Gläubiger eine Summe gleich der 
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gezahlten zurückzugeben und dafür nach einer weiteren 
Stundungsfrist die Forderung nochmals geltend zu machen 
habe. 

Viel häufiger sind aber die Fälle der Rückforderung 
einer Zahlung, wenn ein anderer als der Schuldner gezahlt 
hatte. An Stelle anderer Beispiele mag hier die lexl2D]g. 
de distr. pignor. 20, 5 citiert werden, die von der vertrags- 
mässigen Verpfändung einer fremden Sache handelt. Hat 
hier der Pfandgläubiger eine Evictionshaftung übernommen, 
so kann er von dem Käufer im Falle der Eviction der Sache 
auf die Herausgabe des Kaufpreises belangt werden ; seine 
Forderung aber lebt nach rückwärts wieder auf. 

Hier, wo die Sachlage eine ganz ähnliche ist und nur 
der zwischen Pfandkäufer und Gläubiger vermittelnde Ge- 
richtsvollzieher fehlt, hat der Gläubiger Eigentum an der 
Kaufsumme erhalten, als sie von dem Käufer an ihn gezahlt 
wurde, und war von diesem Augenblick an nicht mehr be- 
rechtigt, Zahlung vom Schuldner zu verlangen ; die Empfang- 
nahme des Geldes würde somit analog dem § 720 als der 
Zahlung seitens des Schuldners gleichstehend zu betrach- 
ten sein. Trotzdem ist die Rückforderung dieser Zahlung 
und nochmalige Geltendmachung der Forderung sehr wohl 
möglich. 

Auch bei dem Pfändungspfandrecht würde also zu un- 
tersuchen sein , ob auf Grund des materiellen Rechts in 
diesem Falle eine Rückgängigmachung der Zahlung und 
zwar durch einen Anspruch des Eigentümers auf die Kauf- 
summe denkbar ist. 

§ 720 C. P. 0. würde ebensowenig ein Hindernis für 
eine derartige Klage bilden, wie die übrigen bereits erör- 
terten Bestimmungen der Processordnung. 
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ni. 

Die Unmöglichkeit der Condictio sine causa. 

Von den Klagen des gemeinen Civilrechte könnten 
überhaupt nur die condictio sine causa und die actio nego- 
tiorum gestorum directa in Betracht kommen. 

Alle Schriftsteller, die bisher für eine Klage des Eigen- 
tümers eingetreten sind, haben die erstere für anwendbar 
■gehalten; und auch alle, die sich gegen eine solche erklärt 
haben, würden, so weit sich erkennen lässt, derselben An- 
sicht sein, wenn sie nicht gewissen Bestimmungen der Civil- 
processordnung eine Auslegung gäben, durch welche diB 
Möglichkeit einer Ersatzklage von vorneherein ausgeschlos- 
sen sein würde. Ihnen gegenüber steht allein das Reichs- 
gericht, das die Voraussetzungen der Condictio nicht für 
gegeben erachtet. 

Das weiteste Ausdehnungsgebiet weist jedenfalls Wind- 
scheid den Condiktionen zu. Er formuliert seine Auffassung 
in dem Satze ^), dass eine Bereicherung dann ungerechtfer- 
tigt sei, wenn sie durch Gebrauch, Verbrauch, Hingabe frem- 
den Vermögens hervorgebracht wird, vorausgesetzt dass 
nicht aus einer besonderen Thatsache das Recht, sich in 
dieser Weise zu bereichern, hergeleitet werden könne. 

Dieser immerhin noch ziemlich dehnbaren Definition 
gieht er in einer besonderen Abhandlung*) die weiteste 
Ausdehnung, indem er zu beweisen sucht, dass dem Eigen- 
tümer gegen den Besitzer, der seine Sache veräussert hat, 
ohne Unterschied, ob derselbe in gutem oder bösem Glau- 
ben gehandelt, ob er mit oder ohne Titel besessen hat, eine 



1) PandekteD Bd. 2 §. 421 Nr. 2. 

2) Zwei Fragen aus der Lehre von der Verpflichtung wegen un* 
gerechtfertigter Bereicherung. Leipzig 1878. 
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Condictio auf sfeine Bereicherung zustehe , d. h. auf alles, 
was an ihn gelangte, ohne dass er zur Aufrechnung des 
seinerseits vielleicht aufgewendeten Kaufpreises befugt wäre. 

Der Hauptgegner dieser Windscheid'schen Theorie ist 
Jhering ^) : eine Bereicherung hält er durch die Aufwendung 
^es Besitzers für compensiert, die Vermögensvermehrung 
nicht, wie es zu einer Condictio erforderlich wäre, ,ex re', 
sondern ,propter negotiationem' entstanden und schliesslich 
den titulierten Besitz für einen ausreichenden Grund zum 
Behalten einer eventuellen Bereicherung. 

Es ist leicht ersichtlich , dass die Stellung des Pfänd- 
gläubigers in unserem Falle viele Berührungspunkte mit 
der eines veräussernden gutgläubigen Besitzers hat. Wind- 
öcheid würde zweifellos die Klage gegen ihn gewähren und 
ihm ebensowenig gestatten, den Verlust seiner Forderung 
vorzuschützen, wie dem bonae fidei possessor die zum Er- 
werb der Sache gemachte Aufwendung, während das Reichs- 
gericht, indem es sich auf Jhering beruft, eine Bereicherung 
eben infolge dieses Verlustes als nicht vorhanden betrachtet. 

Die letztere Auffassung berücksichtigt nicht, dass die 
angeblich zu Grunde gegangene Forderung nicht notwendig 
mit dem erzielten Erlös gleichwertig gewesen zu sein braucht; 
der Wert dieser Forderung hängt vielmehr davon ab, wie 
weit sie ihre Befriedigung aus dem wirklichen Vermögen 
des Schuldners hätte finden können. Die Differenz zwischen 
dem auf diese Weise zu erzielenden und dem thatsächlich 
mit Hilfe der fremden Sache erzieltem Resultat würde auf 
jeden Fall eine Bereicherung des Gläubigers bilden. Koffka 
macht in der That den Versuch, auf diese BeMichgruhg 
seine Klage zu gründen, indem er den geschädigtferi Eigen- 
tümer zunächst von dem befreiten Schuldner und dann erst 



1) Jabrb. f. Dogm. Bd. 16, 8. 230 ff. 
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auf den Ausfall von dem befriedigten Gläubiger mit der 
Condictio Ersatz fordern lässt. Freilich wird dabei über- 
sehen, dass diese Bereicheiung nach den Vermögensverhält- 
nissen des Schuldners zur Zeit der Pfändung und nicht der 
Klageerhebung des Eigentümers zu berechnen sein würde. 

Nun ist aber der Verlust der Forderung, wie bereits 
dem Reichsgericht gegenüber u. a. von Landsberger mit 
Recht hervorgehoben wurde — die Möglichkeit einer Re- 
gressklage vorausgesetzt — kein definitiver; falls der Ei- 
gentümer eine sokhe erfolgreich durchgeführt hat, lebt die 
Forderung wieder auf, wie wenn sie niemals getilgt gewesen 
wäre. Für das analoge Verhältnis beim Vertragspfand be- 
merkt hierüber die bereits citierte lex 12 § 1 Dig. de distr. 
pign. : arbitror interim quidem nihil a debitore peti posse, 
sed in suspenso haberi liberationem ; verum si actione ex 
empto conventus praestitisset creditor emptori, debitum per- 
sequi eum a debitore posse, quia apparuit non esse libe- 
ratum. 

Die Tilgung der Forderung ist also,, wenn auch den 
Parteien unbewusst, eine suspensiv bedingte; zwar ist die 
nochmalige Geltendmachung der Forderung vorläufig aus- 
geschlossen ; ob sie aber wirklich getilgt ist, zeigt sich erst 
bei dem Ausfall der Suspensivbedingung, also bei der Un- 
möglichkeit eines Regressanspruches gegen den befriedigten 
Gläubiger. So lange hat dieser, genau genommen, zwei Ver- 
mögensobjekte, die alte nunmehr in eine bedingte verwan- 
delte Forderung und den erzielten Erlös; beide bedingen 
sich zwar gegenseitig und sind nicht zu gleicher Zeit reali- 
sierbar, aber das erstere hat als Deckung im Falle des 
Verlustes des zweiten zu dienen. 

In dieser Weise liesse sich also sehr wohl gegen die 
Meinung des Reichsgerichts eine Bereicherung konstruieren. 

Ebenso wenig würde einer Condictio die von Jhering 
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angeführte 1. 21 ü. (}e her. vend. 18, 4 im Wege stehen; 
denn hier ist, ohne dass die Möglichkeit einer Condictio 
überhaupt in Frage kommen könnte, nur von der actio ex 
empto die Rede und nur von dieser wird gesagt, dass sie 
sich nicht auf den Erlös erstrecke, welcher vermittels eines 
auf die Unmöglichkeit der Lieferung ohne Einfluss geblie- 
benen Verkaufes erzielt sei. 

Demnach v\rürde es sich , falls die bisher vorgetragene 
Anschauung über die Gondictionen richtig ist, nur noch 
darum handeln, ob in der Pfändung durch den Gerichts- 
vollzieher eine den vorhandenen Vermögensübergang recht- 
fertigende Causa zu erblicken ist oder nicht — eine Frage, 
deren Beantwortung freilich, wie die angeführten Lösungs- 
versuche von Jhering und Windscheid zeigen, aus den 
Quellen sich nicht entnehmen lässt, da eine Umgrenzung 
des völlig undefinierbaren Begriffes der sog. Causa der Con- 
dictio dort umsonst gesucht werden wird. 

Windscheid würde verlangen, dass diese Causa unmit- 
telbar zwischen Eigentümer und Gläubiger bestehen müsse ; 
indessen seiner Theorie gegenüber würden zahlreiche Quel- 
lenstellen unhaltbar sein, welche schwer zu rechtfertigende 
Anomalien enthalten würden, so die Verweigerung der Con- 
dictio gegen den Zahlungsempfänger bei der Zahlung mit 
fremdem Gelde^), ferner gegen den gutgläubigen Besitzer, 
der die gezogenen Früchte konsumiert*), gegen denjenigen, 
der die von einem Unbefugten auf seinem Grundstück er- 
richteten Gebäude occupiert hat^. 

. Es würde ferner durch eine derartige Auffassung das 



1) 1. 12; 13; vgl. auch 19 § 1 D. de reb. cred. 12, 1; 1. 17, 78 
Dig. de solut. 46, 3. 

2) 1. 48 pr. § 1 D. de a. r. d. 41, 1. 
8} 1. 33 D. de cond. ind. 12, 6. 
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Oebiet der Gondictionen in einer bedenklichen Weise aus- 
gedehnt werden und geradezu überall, wo ein vielleicht irre 
geleitetes Billigkeitsgefühl dem Richter einen im materiellen 
Recht keineswegs begründeten Anspruch als gerechtfertigt 
erscheinen lasst, als ein in jedem Falle passendes Aushilfs- 
mittel eine Condictio sine causa erscheinen. 

Aber auch die von Jhering beliebte Einschränkung, 
^ass ein Titel irgend welcher Art den Besitzer schützen 
müsse, ist willkürlich und unzutreffend. Einmal würde auch 
die Gewährung der Condictio gegen den untitulierten Be- 
sitzer durchaus nicht immer statthaft sein; andererseits 
kann der Titel gerade dann unter Umständen keinen Schutz 
gewähren, wenn er von dem Condictionskläger selbst sich 
ableitet. 

Der Grund für diese auffallende Erscheinung, dass bis- 
her eine einigermaassen brauchbare Umgrenzung der Oon^ 
dictionen nicht gelungen ist, liegt, me B6\ze in einer vor^ 
trefflichen Abhandlung ^) nachgewiesen hat, vor allem darin, 
dass man einen verkehrten Ausgangspunkt gewählt hat. 
Die Grundlage der Condictionen ist zunächst überhaupt gar 
nicht die Bereicherung; zum mindesten muss dieser Aus- 
druck beanstandet werden: es handelt sich allerdings um 
den Uebergang eines Vermögensobjekts aus einer Hand in 
die andre; es ist aber nicht erforderlich, dass dieses Ob- 
jekt jemals zum Yerm6geh des Condiktionsklägers gehört 
habe; denn selbst der Detentor kann condizieren; ebenso 
wenig braucht das Objekt bereits in das Vermögen des Be- 
klagten übergegangen zu »ein und vor allem würde es 
gleichgültig sein, ob anlässlich dieses Uebergangs irgend 
etwas aufgeopfert ist; denn nicht die Bereicherung, sondern 



1) Archiv f. d. civ. PAx. Bd. 78 S. 422; vgl. noch Bd. 79 
S. 188 ff. V 
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d^rUetergt^ng in den GeWabtsam des Beklagten ist Grund- 
lage der Condictio. 

Es muss aber ferner — und das ist der Kern der 
Bolze'sehen Ausführungen — zu diesem rein thatsächlichen 
Vermögensübergang eine besondere Verpflichtung des Em- 
pfängers zur Herausgabe des betreffenden Vermögensobjektes 
hinzukommen; diese Verpflichtung kann auf einem Delikt 
oder auf einem ,negotium^ mit dem Benachteiligten beruhen, 
d.h. Äuf der Thatsache, dass er das Vermögensobjekt vom 
Condictionskläger selbst erhalten bat, ohne dass ein recht- 
lich wirksamer Grund zum Behalten des Erhaltenen besteht ^). 

Da also in unserem Falle der Verlust des Eigentümers 
in keinem derartigen Zusammenhang mit dem Erwerb auf 
Seiten des Gläubigers steht und beide bisher gar nichts 
mit einander zu thun gehabt haben, so ist eine Condictio 
unzulässig. Ob eine solche gegen den Schuldner möglich 
ist, richtet sich danach, äuf welche Weise dieser in den 
Besitz der Sache gelangt ist; auch hier genügt es keines- 
wegs, dass er durch die Tilgung seiner Schuld mit dem 
fremden Vermögensobjekt bereichert ist. Schliesslich könnte 
auch ein Vormann des Schuldners unter Umständen noch 
in Betracht kommen. 

Wenn nun gegen den Gläubiger eine Condictio niemals 
zulässig sein kann, so würde als letzte Möglichkeit die actio 
negotiorum' gestorum directa in Betracht kommen. Merk- 
würdiger Weise hat sich bisher die Litteratur mit der sehr 
kurzen Abfertigung dieser Klage durch das Reichsgericht 



1) Im übrigen verweise ich auf die Beweisfahrung Bolse's ; be- 
sonders beweiskräftig scheinen mir zu sein: 1.2 pr. D. de cond. ind. 
12, 6: repetitio locum habebit; negotium enim contractum est inter 
eos, und 1. dB eod. : 8i in area tua aedificassem et tu_ aedes posside- 
ree, condictio loeum noa habebiti quia nallum negotium inter bos 
eoatraheretnr. . 
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beruhigt, ohne die Möglichkeit derselben irgend wie näher 
zu prüfen. Im Folgenden soll dieser Versuch gemacht wer- 
den und das Ergebnis wird sein : dieser bisher in unserem 
Falle verkannten Klage zu ihrem Recht zu verhelfen. 

IV. 
Die actio negotiorum gestorum. 

Die actio negotiorum gestorum directa richtet sich be- 
kanntlich gegen jeden, der, ohne durch Auftrag des Berech- 
tigten oder gesetzliche Bestimmung dazu legitimiert zu sein, 
ein Rechtsgeschäft ausführt, welches einer fremden Vermö- 
genssphäre angehört. Unbestritten greift sie dann Platz, 
wenn der Geschäftsführer Kenntnis von diesem Umstand 
gehabt und mit Bewusstsein ein fremdes Geschäft geführt 
hat, mag er den wirklichen Geschäftsherrn gekannt oder 
sich in dessen Person geirrt haben. 

Ob sie aber auch dann zulässig ist , wenn jemand in 
dem Glauben, ein eigenes Geschäft zu führen, infolge ihm 
nicht bekannter Umstände ein fremdes geführt hat, also be- 
sonders dann, wenn jemand in gutem Glauben eine fremde 
Sache veräusserte, ist streitig und gerade auf diesen Fall 
würde es hier ankommen. 

1. Bestimmte Auskunft hierüber giebt zunächst die viel 
besprochene lex 49 Dig. de neg. gest. 3, 5: Si rem quam 
servus venditus subripuisset a me venditore emtor vendiderit 
eaque in rerum natura esse desierit, de pretio negotiorum 
gestorum actio mihi danda sit (est : edd.), ut dari deberet, 
si negotium, quod tuum esse existimares, cum esset meum, 
gessisses. 

Da die Stelle absolut unverdächtig und unzweideutig 
ist, so folgt aus ihr — selbst wenn der erläuternde und 
verallgemeinernde Schlusssatz fehlen würde — , dass eine 
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solche Klage auch gegen den Geschäftsführer möglich ist, 
der sein eigenes Geschäft zu führen vermeint und sich dem- 
nach in gutem Glauben befindet. Das Beichsgericht geht 
ziemlich leicht über diese Stelle hinweg, indem es dieselbe 
für nicht beweiskräftig erklärt, weil hier die actio negotio- 
rum gestorum ^nur ein anderer Ausdruck für das sei, was 
anderwärts Condictio genannt werde^. 

Nun ist allerdings in diesem Falle auch eine Condictio 
unzweifelhaft zulässig und eine analoge Stelle gewährt sie 
ausdrücklich'); das hindert aber nicht, dass gleichzeitig 
auch der Thatbestand der actio negotiorum gestorum gege- 
ben sein kann. Beide Klagen stehen hier in Konkurrenz 
mit einander ; aber die Gründe, aus denen sie gewährt wer- 
den, decken sich durchaus nicht. Während die Condictio' 
auf dem Gesichtspunkt beruht, dass mit dem verkauften 
Sklaven und dessen Peculium eine nicht zu diesem gehörige 
Sache von dem Verkäufer an den Käufer gelangt ist, stützt 
sich die actio negotiorum gestorum auf den Umstand, dass 
der Käufer die Sache bereits weiter verkauft und damit ein 
negotium des Verkäufers geführt hat. Das letztere ist aber 
von dem sine causa erfolgten Vermögensübergang vollkom- 
men unabhängig; die actio n. g. würde auch gegen einen 
späteren Besitzer des Sklaven möglich sein, der erst seiner- 
seits die Veräusserung der gestohlenen Sache vornimmt, 
ein Fall, in welchem die Condictio nicht Platz greifen würde. 
Die letztere würde hingegen die einzige Klage gegen den 
Käufer sein, so lange er die Sache noch nicht veräussert 
hat. Deshalb ist auch in der citierten Parallelstelle (not. 1), 
wo es sich um gestohlene Früchte handelt, die der Käufer 
des Sklaven bereits konsumiert hat, ausschliesslich von Con- 
dictio die Eede. 



1) 1. 30 pr. Dig. de act. empti venditi 19, 1. 
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Die Bemerkung des Reichsgeri(;bts kann detnnnch der 
Stelle ihre Beweiskraft nicht nehmen. 

Es ist noch zu bemerken , dass der Beklagte in dem 
erwähnten Falle zweifellos Usucapionsbesitz nicht hat, da 
es sich um eine gestohlene Sache handelt; ob also die Klage 
gegen den Ersitzungsbesitzer auch Anwendung findet, muss 
vorläufig dahingestellt bleiben. 

Fraglich könnte ferner sein, ob die Worte .eaque in 
rerumjiatura esse desierit' als notwendige Voraussetzung 
der Klage oder nur als zufälliger Nebenumstand in Betracht 
kommen. Ich glaube, man wird sich nach dem Wesen der 
Geschaftsklage ohne Weiteres für das Letztere entscheiden 
können und somit in diesen Worten weniger eine Beschrän- 
kung der Klage auf den Fall der Unmöglichkeit der Vin- 
dikation, als vielmehr eine Bestätigung dafür zu finden ha- 
ben, dass die Klage auch dann möglich ist, wenn die Sache 
untergegangen, die Genehmigung des vorgenommenen Ge- 
schäfts also eine unfreiwillige und notgedrungene ist. 

2. Als fernere Beweisstelle möchte ich die bereits mehr- 
fach citierte lex 12 § 1 D. de distr. pign. 20, 5 heranziehen. 
Daselbst heisst es : sed quantum quidem ad creditorem, de- 
bitor liberatur, quantum vero ad dominum rei, si necdum 
pignus evictum est, vel ad emptorem post evictionem ipsius 
debitor utili actione tenetur, ne ex aliena iactura sibi lu- 
crum adquirat. 

Welche Klage unter dieser actio utilis zu verstehen sei, 
ist streitig. Nach unserer Auffassung uiuss, soweit es sich 
um die Klage des Gläubigers handelt, die actio utilis nego- 
tiorum gestorum directa gemeint sein. Von allen übrigen 
Erklärungsversuchen ist nur der von Dernburg ^) zuerst auf- 
gestellte berücksichtigenswerth , dass es sich um die actia 



1) Pfandrecht. Bd. 2. 195. 
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negotiorum gestorum coutraria handele^).; Dkw Erklärung^ 
hat vor allem das vor den anderen v^nmS) dass sie die ein^ 
zige Möglichkeit bietet^ eine gleicher Weise für den Eigen- 
tümer und für den Pfandkäufer gültige actio utilis zu kon- 
struieren ; weA es lässt sich nicht leugnen, dass die Zusam- 
menfa»Bti:ng zweier verschiedener Klagen unter dieser ger 
meinsamen Bezeichnung manches gegen sich hat. Die actio 
contraria würde nach Dernburg, was den Eigentümer anbe-» 
langt, darin ihre Begründung finden, dass dieser durch den 
Verzicht auf die Vindikation dem Schuldner den Eviktions- 
ansprucb des Pfandkäufers erspart, damit sein Geschäft^ 
führt und zur Rückforderung des hierbei Aufgewendeten, 
also des Wertes der Pfandsache, berechtigt ist; dem Pfand- 
käufer würde sie zustehn, weil dieser durch Zahlung der 
Ffandschttld bei dem Erwerb der Sache ebenfalls ein Ge- 
Schaft des Schuldners geführt hat und demnach, wenn ihm 
das in der Pfandsache gebotene Aequivalent für seine Auf- 
wendung wieder genommen wird, Ersatz fordern könnte. 

Tryphonin würde jedoch, falls wirklich die contrai;ia 
gemeint wäre, keinen Grund gehabt haben» die actio utilis 
nicht näher zu bezeichnen; er hätte das gerade dann unbe- 
schadet der Klarheit der Dax'stellung thun können und um 
so eher müssen, als diese Konstruktion eine ziemlich ge- 
künstelte, von dem Leser nicht leicht zu erratende sein 
würde. Gerade die Wahl des generellen Ausdrucks ,aQtio 
utilis' d^tet darauf hin, dass zwei verschiedene Klagen ge- 
meint sind; durch eine genauere Bezeichnung derselben 
würde die Darstellung schleppend und unelegant geworden 
sein; daher hat der Jurist es vorgezogen, beide unter einem 
gemeinsamen Gesichtspunkt in kühner Ansdrucksweise zu^ 
sammenzufassen ; denn beide Klagen werden hier nicht ge- 



1) Bolze und Landsberger sind Dernburg nener4iaga beigetreten. * 
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gen den zunächst als Veräusserer erscheinenden Gläubiger, 
sondern gegen den Schuldner gewährt; darin wird ihre 
übertragene, den Ausdruck actio utilis veranlassende An- 
wendung erblickt. 

Der Hauptfehler der Demburgschen Erklärung ist aber, 
wie Windscheid mit Recht hervorhebt *) , dass ein an und 
für sich nebensächlicher Gesichtspunkt zu sehr in den 
Vordergrund gerückt wird. Der Eigentümer verzichtet auf 
die Eviktion nur durch Genehmigung des über seine Sache 
abgeschlossenen Geschäftes. Diese Ratihabition begründet 
bei natürlicher Auffassung die actio directa und bildet nicht 
ein neues zur Vermögenssphäre des Schuldners gehöriges 
Geschäft) aus dem sich eine actio contraria des Eigentü- 
mers ableiten Hesse. Eine solche Konstruktion würde das 
natürliche Verhältnis zwischen Eigentümer und Schuldner 
geradezu umkehren. 

Die Klage des Käufers findet ebenfalls eine weit na- 
türlichere Erklärung in der gewöhnlichen Eviktionsklage, 
der Klage aus dem Kaufkontrakt. 

Die demnach dem Eigentümer in dieser Stelle gewährte 
actio neg. gest. directa findet unterschiedslos ihre Anwen- 
dung, einerlei ob der Schuldner gut- oder schlechtgläubiger, 
titulierter oder untitulierter Besitzer ist; ohne irgend einen 
Unterschied in dieser Beziehung zu machen, spricht die 
1. 49 schlechtweg von einem jeden Besitzer ; es wäre nicht 
einzusehn, warum in dem speziell hier in Betracht kommen- 
den Teil der Stelle, wo von der Haftpflicht des Schuldners 
dem Pfandkäufer und dem Eigentümer gegenüber die Rede 
ist, stillschweigend eine derartige Unterscheidung zu machen 
sein sollte, wie dies zuweilen verlangt wird *). 



1) In der cit. Abhandlung: Zwei Fragen etc. S. 9 fg. 

2) Witte, Bereicherangsklagen S. 330. 
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'' Es ist also die Stelle ein Beleg dafür, dass die Klage, 
waä nach der vorher erörterten Stelle noch zweifelhaft sein 
konnte, auch gegen den üsucapionsbesitiser möglich Ist. 

Die Worte ,si necdum pignu3_evict!inL_est', stehen fer- 
ner, da sie die Evicjionsmö glichkeLt und somit die ünab-, 
hÄngigkeit der Klage von dem Untergang der Sache erken- 
nen lassen , in erläuterndem Gegensatz zu den Worten 
jieaque in rerum natura esse desierit' in der ersten Stelle, 
die sie unzweifelhaft als zufälligen Nebenumstand, nicht aber 
als notwendige Bedingung der dort gewährten Klage er^ 
scheinen lassen. 

3. Das Beweismaterial wird vortrefflich ergänzt durch 
Li- Cod^ de reb. al. hon allen. 4, 51: Si praesidi provinciae 
probatum fuerit, Julianum nullo iure munitum servos tuos 
scientibus verididisse, restituere tibi emptores servos iubebit. 
Quodsi ignoraverint et eorum facti sunt, pretium eorum Ju- 
lianum tibi solvere iubebit. 

Auch hier muss, wie Bolze *) mit Recht hervorhebt, die 
actio neg. gest. directa gemeint sein ; die . Condictio kann 
es deshalb schon nicht sein^ weil nicht ersichtlich ist, welche 
Beziehungen' zwischen Julianus und dem geschädigten fegen- 
tümer bestehen, die zu einer Condictio führen könnten ; hin- 
gegen wird das Hauptgewicht darauf gelegt, dass ein Ver- 
kauf fremder Sachen stattgefunden hat, und aus diesem 
würde sich nui* unsre Klage ableiten lassen. 

Julianus, der Verkäufer, muss als gutgläubig angesehn 
werden, da das Gegenteil nicht hervorgehoben wird; jeden- 
falls kann er, wie aus der Ersitzungsfähigkeit der Sklaven 
folgt, kein furtum an ihnen begangen haben. Es fragt sich, 
wie sind die Worte , nullo iure munitus' aufzufassen; 
Bolze hat, wie mir scheint, mit Recht hierunter ftntitulierten 



l) Archiv f. d. civ. Prax. 78 S. 446. 
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hml^^ \X0(BUibfiix "W^V^^t da nu^i soQst Julianus picht als 
v^Uig ol^ie R^cht m. der Sache hätte bez^khüien I^&mieB. 

Die P^utiiwg der Worte auf den untitttli^evteii Besitz wir^ 
Q^li(Cl;i^, wie ^h sm dem weitere«! Yerlaiiibf der lE^arstellong 
erg^en wird, gerade hieir durcl3\ w,eselntliche innere GrUnde 
nnterstüt^t. Zu beachten iat aber, dass iß d)em yorliegen.- 
de9 Fall die Käufer bereits die^ Sacb^ ersessen h^ben zuc 
Z^it,, als der Drijtte seinen Ans^ru^b gegen deni Verk&iifei: 
^hebt Ea wäx(^ also die Stelle diie actio negotiorum 
g«$torttQi auch, ißfiJk fttr zulässig erklä,ren , wem der Er- 
werber die Sache bereits ersessen hat, aber nnjr fär ^n 
Fall,, d93^ der Yeräusserer keinen; Usttc^'Pioosbesitz gehabt 
hat w^ die Ersitzung somit von dem Erwerber erst neu 
b/^gom^eot wei^den. miasste ^). 

Das aus. dem vorstehenden , freilich nj^ht allzu reich- 
Ij^e^ Qijtell^i^material gewonnene Resultat wurde sich kurz 
in folgenden Sätzen zusammenfassen lassen: 

X. IjUe- actio negotiorum geatorum richtet sich, auch 
gegen den ga^j)gläubigen Yeräusserer einer fremden Sache, 
dff]?, ohne es z^ wiaseii, ein fremdes Geschäft geführt bat 

% Sie eichtet sich nicht nur gegen den. u^.tituMerten, 
spmdem aucl^ gegen> den Usnca^^icmsbesitzer. 

3. Si^. ist aUiQb an, und für sich ni^ht davon abhängig, 
dA^a di% Vindikation der Sache noch mögHcb ist: Untergang 
der Sache z. B. i^t niemals Ausschlijessungsgrund ; Ersitzung 



l). BolzQ kommi auf Griind cks ,iiullo iore ipanitus* und seiner 
Erl^lärasg der a^tip iitilis der lex, 49 cit. (ß. 438 ff. a, a. 0.) als der 
actio neg. gest. contraria zu der Beschränkung der Klage auf den 
untitulierten Besitzer. Die natürliche Folge ist, dass er dieselbe seit 
der Einführung der longi temporis praescriptio für noch weiter 
eingeschränkt hält, da nunmehr auch der Praescriptionsbesitzer nicht 
mehr als TöUig nuUo iure munitus bezeichnet werden könne. 

Die Widerlegung dieser Meinung ergiebt sieb, aus obiger Darstellung. 
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fefienfalis äam nibht, wehti die Ei^itiMhg ^jie i^elimtM- 
dige, dek* V^rka/afer also ^ht Cs'Vc^pfoiis'besiti:^ l^ar. 

Dieses Resultat Bedarf noch der weiteren EröVteröng 
und, we sich noch Lücken fin>deti , 4ev "Ergmmt^ aus ijtem 
Wesen der negotiwum gestio heraus. 

Wer eiive ft^emde Sache, die ^ für seine eigene häÄ, 
vier&iissert, fahrt zwei von ein^nd'er verschi^ehe Geschäfte : 
sein eigenes, das -er beabsichtigt hatte, wenn auch in un- 
vollkomnwner Gestalt; denn er hat die Kaufsache geliefert, 
d.h. seinen Besitz auf di^n Käufer übertragen uiid ^aAr 
die Kaüfeumme für sich erhalten, — und fettter das Ge- 
schäft des wahren Eigentümers; denn das Geschäft gehört 
objektiv 2tt der Vermögettssphä^e desselbeh tthd es steht 
diesem jeder Zeit ft*ei , dasselbe durch Ratihabitioh zu sei- 
nem eigenen zü machen. Diese Möglichkeit freilich datterl 
ni<^ht unbeschränkte Zeit hindurch: sie findet ihr natürliches 
Ende dann, wenn das unvollkommene elgfene Gieschäft aus 
sich selbst heraus zu einem unanfechtbaren geworden und 
der Mangel desselben geheilt ist. Das ist aber dnrchaüH 
nicht schon deshalb der Fall , weil der dem Eigentümeir 
neben. der Ratihabition offen stehende Weg der dinglichen 
Klage gegen den neuen Besitzer im einzelnen Falle ver- 
schlossen ist. So ist z. B. der Untergang der Sache ohne 
Einfluss auf die Klage; denn dieser tritt völlig unabhängig 
von der stattgefündenen Yeräusserung ein und kann soinit 
dem Eigentümer nicht die Befugnis nehmen, diese füi: seine 
Vermögenssphäre in Anspruch t\x nehmen und den Kauf- 
pi^eis vom Geschäftsführer heraus zü verlangen. Dasselbl^ 
gilt für die Consumption, die Vermischung und ähnliche 
von dem Veräüsserungsgeschäfte völlig unabhängige Vferän- 
derungen der Eigentumsverhältnisse. 

Hat weiter der Käufer ätif Gilittd einer von ihm erfet 
neu begonnenen Ersitzung — also besonders ih dem Falle, 
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.wo der Y erlcäufer nur untitullerten Besitz hatte und er selbst 
infolge des durch das Kaufgeschäft erworbenen Titels Usuca- 
piousbesitz erlangt hatte — Eigentum erworben oder ist 
dieses Resultat auf Grund der in der Einleitung erwähnten 
Bestimmungen des modernen Rechts eingetreten — also 
z.B., wenn ein Inhäberpapier verkauft oder das Eigentum 
durch den Verkauf in öffentlicher Auktion übergegangen 
ist — so würde die Geschäftsklage durch diese Ereignisse 
ebenfalls in keiner Weise beeinträchtigt werden. Denn hier 
ist zwar der Eigentumsübergang eine direkte Folge der 
Veräusserung, aber nur eine rein äusserliche der Veräusser 
rungs h a n d 1 u n g , durch welche sowohl ein G eschäf t des 
Besitzers wie ein solches des Eigentümers geführt worden 
ist. Ausschliesslich zur Vermögenssphäre des ersteren, so 
dass der Eigentümer keinerlei Ansprüche mittels der Ge- 
schäftsklage mehr machen kann, würde die Veräusserung 
aber erst dann gehören, wenn jenes Resultat, der Eigen- 
tumsübergang, allein auf Grund desjenigen der beiden 
neben einander herlaufenden Geschäfte eingetreten ist, 
welches zum Vermögenskreis des Besitzers gehört, d.h. wenn 
der Käufer das Eigentumsrecht auf Grund derjenigen Rechts- 
stellung erworben hat, welche jener auch ohne Mitwirkung 
des Eigentümers auf ihn hat übertragen können und auch 
thatsächlich übertragen hat. Das ist aber nur der Fall, 
wenn er eine von dem verStussernden Besitzer bereits be* 
gonnene Ersitzung als Rechtsnachfolger desselben vollen- 
det hat, und zwar ohne Unterschied, ob er in Usucapions- 
oder Präscriptionsbesitz succediert hat ; mit diesem Moment' 
ist der Eigentumsübergang eingetreten auf Grund des auf 
ihn übertragenen Besitzrechtes, also ausschliesslich als Folge 
des mangelhaften eigenen Geschäftes , welches der Ver? 
äusserer durch die Veräusserungshandlung geführt hat. Das 
durch dieselbe Handlung noch ferner geführte Geschäft de« 
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Eigentümers bedurfte bisher nur noch der Ratihabition des 
:6eschaft&herrn. Die Möglichkeit dieser Genehmigung fällt 
jedoch nunmehr hinweg; das mangelhafte Geschäft des Be- 
sitzersrist geheilt und diesem kann der erlangte Käufpreis 
von dem früheren Eigentümer nicht mehr abverlangt werden. 

Fraglich könnte nur noch sein, wann die Klage ihr Ende 
findet, wenn bereits vor diesem Zeitpunkt aus einem der 
oben entwickelten Gründe die Vindikation unmöglich ge- 
vvorden ist; denn in einem solchen Falle könnte allerdings 
nicht gesagt werden , dass der Eigentumserwerb auf Grund 
des denä Veräusserer zustehenden Rechtes eingetreten sei. 
Es würde sich aber auch hier rechtfertigen lassen , die 
Klage mit dem Augenblick auszuschliessen, wo sie ohne das 
Dazwischentreten eines besonderen Umstandes, der bereits 
früher den Käufer Eigentum hat erwerben lassen, ihr Ende 
gefunden hätte. Der Veräusserer hat auch hier sein Recht 
auf den Käufer übertragen und somit alles gethan, was in 
seiner Macht stand , um das beabsichtigte Resultat , den 
Eigdntümsübergang, eintreten zu lassen ; dieses würde auch 
wirklich auf Grund des übertragenen Besitzrechtes erreicht 
sein, wenn es nicht bereits früher aus einem ausserhalb 
seines Machtkreises liegenden Grunde eingetreten wäre. Es 
wäre unbillig , ihn aus diesem . Grunde länger haften zu 
lassen , als es sonst geschehen würde. 

Ebenso wenig wird man es ihm zur Last legen können, 
wenn die Ersitzung infolge von mala fides superveniens auf 
Seiten der späteren Besitzer der Sache unterbrochen würde, 
— ein Fall, der übrigens praktisch ohne Interesse ist und 
deshalb nicht näher erörtert zu werden braucht. . 

Die actio negotiorum gcstorum directä in ihrer An- 
wendbarkeit auf die gutgläubige Veräusserung einer fremden 
Sache würde also immer dann zulässig sein, wenn der Er- 
werber auf Grund des auf ihn übergegangenen, fiüher dem 
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Verä/ttsserer zustehenden Besitzes im Wege der Vollendung 
einer von diesem begonnenen Ersitzung Eigentum erworbein 
hat oder doch ohne das Hinzutreten besonderer, schon yw- 
her die Vindikation vereitelnder Umstände erworben haben 
würde. Es würde mit anderen Worten die Klage da\«on 
abhängig zu machen sein, ob der V^äusserer, falls er im 
ruhigen, ungestöi-teti Fortbesitz der Sache geblieben wäre, 
noch einer Eigentumsklage des Dritten ausgesetzt wäre oder 
nicht; würde er die Sache bereits ersessen haben, so wäre 
die Klage nicht mehr statthaft. 

Diese Klage würde also zunächst die Ansprüche des 
Eigentümers gegen den gutgläubigen Besitzer« der die Sache 
weiter veräussert hat, regeln und damit wäre ein neuer Ver- 
such zur Lösung der von Jhering und Windscheid so heiBß 
umstrittenen Frage gemacht. 

Für uns aber handelt es sich noch darum, zu prttfetH 
ob auch der Pfändungspfandgläubiger mit dieser Klage auf 
Herausgabe des erzielten Erlöses zu haften hat. 

Der Gläubiger, welcher eine ihm von dem Schuldner 
verpfändete oder in seinem Auftrag aus dessen Gewahrsam 
gepfändete Sache, die nicht dem Schuldner, andern einem 
unbeteiligten Dritten gehört, zum Verkauf gebracht hat, hat 
damit zweifellos unbefugt , in der Meinung , sein und des 
Schuldners Geschäft befngtermaassen zu führen, ein fremdet 
Geschäft geführt. 

Aber es ist Folgendes zu beachten. Bei demVertragB- 
pfandrecht ist es allein der Wille des Schuldners, welcher 
dem Gläubiger freiwillig das Pfandrecht und damit die 
äussere Legitimation zum Verkaufe der Sache verschafft 
hat und welcher daher hier allein maassgebend und ver- 
antwortlich für die Veräusserung bleibt, und der Verkauf 
durch den Gläubiger stellt sich nur als die Fortsetzung der 
bereits mit dem Absijhluss dea Pfandvertrages böginnendett 
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Yerftosaerttiig dar, wobei derselbe sick in eünem mandats«* 
&bnlicbw StellvertretungSTerhältais zu dem Schuldiier be* 
findet. I>agegen beim Ffändungspfandrecht fehlt eiii Ver- 
äydS^ungswiUe auf Seiten des Sehuldnevs und die Ver- 
äQSseFwg {usst auf dem von der Rechtsordnung geschützten 
und üut üülfe der Zwangsgewalt des Staates zur Durch- 
führung gelangten Willen des Gläubigers selbst, der hier 
die treibendie Kraft ist. 

Da dieser Wille aber ausschlaggebend für das Rechts- 
geschäft ist und allein eine Verantwortlichkeit zu begründen 
vecBiAg, so ist dort der Schuldner als der wahre Yeräusse- 
rer und somit als der negotiorum gestor zu betrachi^en, 
wie die entsprechende oben öfters citierte QuellensteUe dies 
auch zum Ausdruck bringt. Den erst subsidiär ia Betracht 
3U zieheadeu Willen des Gläubigers, das ihm durch den 
Ffandvertrag anheimgestellte Geschäft auch durchzuführen, 
hat das röousche Recht mit gutem Grund als nicht zur Be- 
gründung der Geschäftsklage geeignet betrachtet. Denn 
dahin ist daß völlige Schweigen der alle zwischen den drei 
Parteien entsteb^den Klagansprüche ausführlich behandeln-, 
den Stelle ubtt* eine derartige gegen den Gläubiger zu rich- 
tende Klage zu deuten. 

Beim. Ffändufigspfandrecbt aber kann als negotiorum | 
gestor nur der befriedigte Gläubiger in Betracht kommen, 
der aus eigener Initiative die im Besitze des Schuldner» 
befindliche fremde Sache zunächst gepfändet und dann auf 
Qfund der so zu Unrecht erlangten Verkaufsbefugois ver- 
Sdiflsert hat 

Für die weitere Gestaltung der Klage kommt ferner 
in Betracht die Eigenart dieser Veräusserungsform : während 
des Gläubiger die treibende Kraft und der verantwortliche 
QesohaifiBfÜiiirer lob, sind die Folgen der Yeräusserung V4>ii 
i^m R^dkfr d£S Schuldners an der Sache abhängig, welohes 
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von dem Gläubiger kraft der pfandrechtlichen Bestimmungen 
auf den Erwerber übertragen wird. Die Ersatzpflicht des 
Gläubigers richtet sich danach, wie der Besitz des Schuld- 
ners beschaffen war. Je nach dem wirklichen Vermögens- 
werte diesem Besitzes ist auch der Wert des erzielten Er- 
löses verschieden und die Dauer der Haftpflicht, welche län- 
ger oder kürzer, nämlich genau so lange besteht, wie die 
des Schuldners bei einer direkt durch ihn erfolgten Ver- 
äusserung gedauert haben würde. 

Bei der Erhebung der Klage des Eigentümers würde 
also ohne Rücksicht auf die weiteren Schicksale der gepfän- 
deten Sache zu prüfen sein , ob der Schuldner bei unge- 
störtem Weiterbesitz der Sache inzwischen Eigentum er- 
sessen haben würde, und danach dem Klaganspruch Folge 
zugeben sein oder nicht. Durch die spätestens mittetet 
Erhebung der Geschäftsklage erfolgende Ratihabition des 
von dem Gläubiger über seine Sache abgeschlossenen Kauf- 
geschäftes hat der Eigentümer, falls es nach Sachlage noch 
nicht zu spät für diese Genehmigung war, das Geschäft alß 
zu seinem Vermögenskreise gehörig in Anspruch genommen 
und kann daher von dem Geschäftsführer das an ihn Ge- 
langte, den Kaupfpreis, herausverlangen. 

Diese, wie ich hoffe nachgewiesen zu haben, mit den 
Quellen völlig in Einklang stehende Entscheidung nimmt 
zwischen der absoluten Gewährung einer erst in 30 Jahren 
verjährenden Condictio und der völligen Verweigerung einer 
Klage eine vermittelnde Stellung ein. Indem sie vor allem 
das oberste Prinzip des Pfändungspfandrechts im Auge be-; 
hält, dass nur das Vermögen des Schuldners der Befriedi- 
gung des Gläubigers zu dienen hat, nimmt sie zu Gun-J 
sten des Gläubigers auch darauf Rücksicht , dass schon 
der Besitz allein unter Umständen in einem weiteren Sinne 
einen Vermögensbestandteil dBS Schuldners bildet , da er 
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dasselbe um die Aussicht vermehren kann, dass die vor- 
läufig nur besessene Sache im Laufe der Zeit durch Er- 
sitzung in das Vermögen des Schuldners übergehen werde. 
Zwar ist dieser Vermögenswert zu unbestimmt und auch 
seiner besonderen Natur wegen nicht geeignet, ein selbstän- 
diges Pfändungsobjekt zu bilden, und ebenso wenig darf er 
dazu führen, dass der Gläubiger wissentlich die ganze Sache, 
wie wenn sie dem Schuldner bereits gehörte, der Zwangs- ^ 
Vollstreckung unterwirft. 

Ist aber irftümlic¥ die Sache wie Eigentum des Schuld- 
ners gepfändet, so leitet sich aus jenem Umstand nunmehr 
für den Gläubiger die Aussicht ab , dass ihm nach Ablauf 
einer gewissen Zeit das Resultat dieser an sich unrechtmässi- 
gen Pfändung nicht mehr entrissen werden kann. Mit dem 
Augenblick, wo es sich zeigt, dass jene zum Vermögen des 
Schuldners gehörige Hoffnung eine begründete gewesen war, 
kommt der Gläubiger in dieselbe Lage, wie wenn er Bis 
zur Erfüllung dieser Hoffnung gewartet und dann die nun- 
mehr wirklich dem Schuldner gehörige Sache gepfändet 
hätte, und es erlischt somit der Ersatzanspruch des Eigen- 
tümers gegen ihn. 
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